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Lieselotte Wohlgenannt
GRUNDEINKOMMEN – WEIL ALTERSSICHERUNG NICHT GENÜGT! 

Vergleich der Alterssicherungs-Modelle 
Die von der Katholischen Aktion Österreichs und den Grünen vorgelegten Modelle zur Alterssicherung gehen von einer gemeinsamen Analyse aus und enthalten gemeinsame Elemente: 
- beide gehen davon aus, dass die Umbrüche in der Erwerbsarbeitsgesellschaft die soziale Alterssicherung gefährden, 
- beide fordern eine Mindestsicherung im Alter unabhängig von Erwerbsarbeit, und zwar  

- als Ergänzung zum bestehenden System der solidarischen Alterssicherung; 
- beide sehen zusätzliche Regelungen für Frauen / Familien (Splitting) vor, 
- und wollen zusätzliche finanzielle Mittel durch eigene Beiträge aufbringen, die unabhängig sind von der erwerbsbezogenen Alterssicherung. 
Beide fordern darüber hinaus eine Verbreiterung der Einnahmenbasis für die solidarische Finanzierung der Alterssicherung. 
Anfragen
Die offenen Fragen, die sich angesichts der beiden Modelle stellen, betreffen nicht die Altersicherung an und für sich, sondern viel mehr den Kontext, in dem die Vorschläge verwirklicht werden sollen. 
- Wir sprechen von „Generationenvertrag“, doch wo bleibt die Solidarität für die Jungen, die Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz bekommen, die unter 25-jährigen Arbeitslosen? Damit sie solidarisch sein können, müssen sie vorerst eine Chance auf einen guten Arbeitsplatz, auf verlässliche Erwerbsmöglichkeiten bekommen.
-  Was soll mit Arbeitslose unter 65  Jahren geschehen, die noch keinen Anspruch auf Alters-Grundischerung  haben, aber trotzdem auch keine Erwerbsarbeit bekommen? 

-  Wovon sollen Langzeitarbeitslose leben, geringfügig Beschäftigte? Sollen wir uns damit abfinden, dass immer mehr Menschen in Österreich von ihrer Arbeit nicht leben können? Wie wird die zunehmende Flexibilität abgesichert? 

-  oder rechnen wir damit, dass (auch) in Zukunft Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, AMS-Maßnahmen, Krankengeld und Kinderbetreuungsgeld, und notfalls Sozialhilfe die Lücken im Erwerbsleben zufrieden stellend absichern werden – im Widerspruch zu den festgestellten Veränderungen im Bereich der Arbeit und der damit verbundenen Finanzierungsprobleme?

Thesen  (in Reaktion auf die Analyse des Forum-Papiers der Katholischen Aktion):
Die Gesellschaft wird älter: 
-
das bedeutet in erster Linie, dass sich der Altersaufbau wandelt. Wie heute noch in den armen Ländern, kamen auch bei uns früher viele Kinder zur Welt, ohne ein entsprechendes Bevölkerungswachstum zu verursachen. Die Kindersterblichkeit war hoch, viele Menschen starben in jungen Jahren an Krankheiten, Männer kamen im Krieg ums Leben und Frauen im Kindbett. Heute leben wir in einer Gesellschaft mit hohen hygienischen und medizinischen Standards, in der ein Großteil der Menschen in Gesundheit ein hohes Alter erreicht. Es braucht dann auf Dauer keine hohen Geburtenzahlen, um die Bevölkerung im Gleichgewicht zu halten. Ganz offensichtlich befindet sich die europäische Bevölkerung in einer Transformation zu einer Gesellschaft, in der alle Altergruppen in etwa gleich groß sind, weil die meisten Menschen ein hohes Alter erreichen. Dies ist menschheitsgeschichtlich etwas neues, mit vielen positiven Aspekten, doch müssen wir erst lernen, diese auch zu nützen. 
Ein Ungleichgewicht zwischen Alten und Jüngeren (Pensionisten und Aktiven) kann in den kommenden Jahrzehnten dadurch entstehen, dass die starken Geburtenjahrgänge der 1960er-Jahre nach und nach (ab etwa 2020) ins Pensionsalter eintreten. Viele von ihnen haben darauf gebaut, mit 60 Jahren eine ihren Beiträgen entsprechende Pension beziehen zu können, und die meisten können mit einer weiteren Lebenserwartung von etwa 20 Jahren rechnen. Ob diese Pensionen finanzierbar sind, hängt ganz wesentlich von der gesamtgesellschaftlichen Leistungsfähigkeit ab. Wenn von den aktiven Erwerbstätigen und Wirtschaftstreibenden genügend Güter und Leistungen bereitgestellt werden können, wird es von einer sinnvollen und gerechten Verteilung von Steuern und Abgaben abhängen, dass auch alle entsprechend leben können. 
Die Erwerbsquote:
Nach wie vor bestimmt die Erwerbsarbeit unser Leben. Erwerbsbezogene Sozialversicherungen schützen uns im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter. 
Doch wir leben inmitten von Veränderungen und Widersprüchen: Wir werden älter, lernen mehr, beginnen später zu arbeiten – unterbrechen häufiger (Arbeitslosigkeit, Kindererziehung, Weiterbildung) - aber die „Erwerbsquote“ wird auf die 15 bis 59-Jährigen  berechnet, und das, obwohl in Zukunft alle bis 65 arbeiten sollten. 
Das Bild  der drei Lebensphasen : Ausbildung - kontinuierliche Erwerbsarbeit  von 35 Jahren (bisher Voraussetzung für Frühpension), oder. zukünftig 45 Jahren (für einen vollen Pensionsanspruch) und 
anschließender Pension stimmt nicht mehr. Viele AkademikerInnen der starken Geburtsjahrgänge um 1960/70 finden erst jetzt ihren Platz in der Arbeitswelt, nach vielen Verlegenheits- und Lebenssicherungs-Jobs (Taxifahrer, Forschungsaufträge, befristete Verträge), während gut ausgebildete Facharbeiter gleichen Alters arbeitslos werden und kaum Aussicht auf einen neuen Arbeitsplatz haben. Frauen unterbrechen ihre Erwerbskarriere für Familienarbeit .... – und dann? Manche bilden sich weiter, beginnen eine zweite Karriere. Andere versuchen, im ursprünglichen Beruf wieder Fuß zu fassen. 
Arbeit verteilt sich auf eine längere Periode mit Unterbrechungen – warum nicht  über 65 hinaus? Und warum nicht frei gewählt – mit entsprechender Absicherung? Flexibilität wird zwar verlangt, jedoch weder unterstützt noch abgesichert. Dass dabei das Wissen der Älteren keineswegs obsolet sein muss, zeigt sich an folgendem Beispiel: 

„Die OMV AG (hat) in den vergangenen Jahren auch zahlreiche tüchtige Mitarbeiter über fünfzig Jahren mit hohen Zusatzzahlungen („golden handshake“ ) vorzeitig in die Pension verabschiedet. Mit dem Erfolg, dass jetzt im Zuge des Erwerbs der rumänischen Petrom ein Teil dieser Pensionisten reaktiviert werden muss, weil es an erfahrenem Personal für die Tätigkeit bei der neuen Tochter mangelt.“ (Margarete Freisinger, in: Die Presse v.28.10.2004 S.19) 
Wissen und Erfahrung der Älteren und die Innovationskraft der Jungen können sich ergänzen, wenn  beides erkannt und anerkannt wird. Warum sollte es nicht mehrere Ein- und Ausstiege in die Erwerbsarbeit geben (vielleicht unterbrochen durch Bildung, Eigenarbeit, freiwilliges politisches oder soziales Engagement, Reisen u.v.a.), auch über 65 Jahre hinaus? Viele 70- 80- oder sogar  90-jährige heute sind aktiv, leistungsfähig und kreativ – und das in den unterschiedlichsten Bereichen. 
Auf der anderen Seite sind 40- oder 50-jährige ausgebrannt, wollen oder müssen sich neu orientieren, können aber nicht selbst bestimmen, weil Arbeitgeber, AMS, Sozialversicherungen die Regeln vorgeben. Eigeninitiative und Kreativität werden rasch bestraft (Leistungsentzug, oder zumindest Bürokratie), wenn die Regeln nicht eingehalten werden. 
Arbeit hat viele Gesichter:
Die vielfältigen Formen von bezahlter – und auch unbezahlter – Arbeit,  Wissensarbeit, Pflegearbeit, selbständige Arbeit, Weiterbildung, Erwerbslosigkeit, neue Berufe, neue Arbeitsweisen, Internationalisierung, und parallel dazu
der Rückgang der „Vollzeit“ Arbeitsverhältnisse verändert die Arbeitswelt mehr und mehr. 

Es wird zunehmend schwierig, das soziale Netz in der bisherigen Weise zu finanzieren, und zwar nicht nur für die solidarische Alterssicherung, sondern auch für Krankheit und Arbeitslosigkeit. Die Nicht-Erwerbszeiten, die keine „Arbeitslosigkeit“ im heutigen Sinn sind , während derer die Notwendigkeit, über Geld zu verfügen, bestehen bleibt, sind durch das Sozialversicherungsnetz überhaupt nicht abgedeckt. 
Handeln: 
Wenn die „Teilhabe an kontinuierlicher Erwerbsarbeit und damit an sozialer Sicherheit im Alter“ gefährdet ist, 
- dann ist die Sicherheit nicht erst im Alter, sondern auch schon während der aktiven Lebenszeit gefährdet. 

- Es braucht eine andere Verteilung der Arbeit, von bezahlter und unbezahlter Arbeit und von Erwerbsarbeit über den Lebenszyklus, 
- es braucht eine andere Finanzierung, die weniger auf Erwerbsarbeit basiert und Faktoren wie Energie, Umwelt, nicht erneuerbare Ressourcen, Produktivität und Wertschöpfung mit einbezieht, 

und 
- es braucht eine Grundsicherung, die unabhängig ist von Erwerbsarbeit, neue Möglichkeiten schafft und nicht diskriminierend ist: 
- ein allgemeines, erwerbsunabhängiges, existenzsicherndes, persönliches, nicht diskriminierendes Grundeinkommen. 

Ein solches Grundeinkommen müsste in die Steuer integriert sein – als auszahlbarer Absetzbetrag bzw. Negativsteuer. Je nach Höhe würde ein Grundeinkommen einen Teil der heutigen Sozialleistungen ersetzen, andere ergänzen. So könnte eine abgesicherte Flexibilität entstehen, die es erlaubt, die Chancen der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, technologischen und wissenschaftlichen Entwicklungen zum Wohl aller zu nützen. 

2004-10-28
